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Antrag 

der Abgeordneten Irmingard Schewe-Gerigk, Marieluise Beck (Bremen), 
Rita Grießhaber, Monika Knoche, Marina Steindor und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Unstimmigkeiten im Kindergeldgesetz: Benachteiligung von Waisen und 
Halbwaisen beseitigen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

das Bundeskindergeldgesetz sowie die Ausführungsbestimmun- 
gen dahin gehend zu ändern, daß Hinterbliebenenbezüge nicht 
mehr als Einkünfte i. S. des Gesetzes gemäß § 2 Abs. 2 Bundes- 
kindergeldgesetz gelten. 


Bonn, den 6. Februar 1998 

Irmingard Schewe-Gerigk 
Marieluise Beck (Bremen) 

Rita Grießhaber 
Monika Knoche 
Marina Steindor 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Waisen und Halbwaisen werden durch die Anrechnung der Hin- 
terbliebenenbezüge auf den Freibetrag für das Kindergeld be- 
nachteiligt, da die direkte Unterhaltsleistung von lebenden Eltern 
nicht in Anrechnung gebracht wird. 

Der gesetzlich festgelegte Freibetrag für jedes Kind von 12 000 DM 
an Einkünften und Bezügen im Kalenderjahr wird durch die An- 
rechnung der Hinterbliebenenbezüge häufig überschritten und ein 
Anspruch auf den Bezug von Kindergeld damit ausgeschlossen. 
Die unmittelbare Unterhaltsleistung von noch lebenden Eltern 
wird nicht auf den Freibetrag angerechnet und der Anspruch auf 
den Bezug von Kindergeld besteht daher für Kinder, deren Eltern 
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noch leben, fort. Dies stellt eine Ungleichbehandlung der unmit- 
telbaren Unterhaltsleistung und der an deren Stelle getretenen 
Hinterbliebenenbezüge dar und benachteiligt damit Waisen und 
Halbwaisen. 

Behoben werden kann diese Benachteiligung dadurch, daß Hin- 
terbliebenenbezüge nicht mehr als Einkünfte i. S. des Bundeskin- 
dergeldgesetzes gelten und somit auch nicht mehr auf den Frei- 
betrag angerechnet werden. 

Einkünfte i. S. des § 2 Abs. 2 Bundeskindergeldgesetz sind derzeit 
sämtliche Einnahmen, die steuerpflichtig sind, also auch Hin- 
terbliebenenbezüge. Hinterbliebenenbezüge für Waisen und 
Halbwaisen treten an die Stelle der weggefallenen Unterhal- 
tungsleistungen der Eltern. Diese werden jedoch weder als Ein- 
künfte noch als Bezüge (Leistungen von Institutionen der sozialen 
Sicherheit, die nicht als Einkünfte gelten) gewertet, so daß eine 
Anrechnung der unmittelbaren Unterhaltsleistungen auf den Frei- 
betrag entfällt. 

Für Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, fällt der Kin- 
dergeldanspruch unter bestimmten Voraussetzungen weg, insbe- 
sondere dann, wenn das Kind Einkünfte und Bezüge erhält, die 
den normierten Freibetrag von 12 000 DM im Kalenderjahr über- 
schreiten. 

Damit erhöht sich faktisch der Freibetrag für Kinder lebender 
Eltern um die erbrachten Unterhaltsleistungen der Eltern, 
währenddessen die an die Stelle der Unterhaltsleistungen getre- 
tenen Hinterbliebenenbezüge abzüglich lediglich einer Werbeko- 
stenpauschale in voller Höhe auf den festgelegten Freibetrag in 
Anrechnung gebracht werden. 

Aus diesem Grund ist damit zu rechnen, daß Waisen und Halb- 
waisen häufig Einkünfte und Bezüge erhalten, die den Freibetrag 
übersteigen und dementsprechend einen Anspruch auf Kinder- 
geld nach dem Bundeskindergeldgesetz ausschließen. Dies gilt 
nicht für Kinder und Jugendliche lebender Eltern, die im Vergleich 
zu Waisen und Halbwaisen faktisch einen erhöhten Freibetrag gel- 
tend machen können und daher kindergeldbezugsberechtigt blei- 
ben. 

In Anbetracht der Tatsache, daß die Hinterbliebenenbezüge nur 
ein Ersatz für die Unterhaltsleistungen darstellen sollen und kön- 
nen, d. h. regelmäßig auch noch hinter diesen Zurückbleiben wer- 
den, erscheint eine derartige Benachteiligung der Waisen und 
Halbwaisen in keiner Weise gerechtfertigt. 
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